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Erledigungen. 


Etwas über Erſaupſlicht für Wildſchäden. 


Im April 1869 zeigte die Gemeindevorſtehung non M. der 
Bezirkshauptmannſchaft in K. an, daß mehrere Grundbeſſter Über die 
Beſchadigungen, welche auf den im Gebiete der M. Gemeindejagd 
liegenden Eulturgründen dieſer Grundbeſiter durch das aus den Liſchen 
Forſten eindringende Hochwild verurſacht worden ſeien, Klage geführt 
und die Schadenerfebung begehrt haben. 

Die Bezirkehauptmannſchoft ordnete über dieſe Anzeige vom 
20. April die comimiſſſonelle Schadenerhebung auf den 15. Juni an, 
worauf die Gemein devorſtehung unterm 9. Juni dos Erſuchen ſtellte, 
die angeordnete Schadenerhebung nicht vorzunehmen, well eine Wild» 
ſpur in den Feldern nicht mehr zu bemerken ſein wird. Uebrigens 
jel der Wildſtaund in dem zur Gutsinhabung S. gehörigen fürſtlich 
Ten Forſten übermäßig groß. Ueber dieſe Anzeige wurde die ange⸗ 
ordnete Localerhebung zurückgenommen zugleich aber dem Gemeinde. 
verſtunde bedeutet, die letztere Beſchwerde zum Behuſe der Ermög⸗ 
lichung einer Verfügung näher auszuführen und zu begründen. 

wolf Grundbeſiger von M. beſtanden aber auf der Erhebung 
der non ihnen angezeigten Waldſchäden und in Folge deſſen wurde 
die eommifſionelle Localerhebung am 25. Juni 1869 gepflogen, und 
von dem als Sachverſtändigen beigezogenen Förſter bezüglich einiger 
Grundbeſitzer aus wahrſcheinlichen, bezüglich anderer aus unzweiſelhaf⸗ 
ten Hochwildſpuren, bezüglich mehrerer dritter endlich aus Wahrſchein⸗ 
lichkeitsgründen das Eindringen des Hochwildes feſtgeſtellt, und von 
den ſachverſtändigen Schätzleuten auf Grund der Angaben der Grund⸗ 
befiger über die Ausſaat der wahrſcheinliche Schaden auf 71%, 
Metzen Korn feſtgeſetzt. Nach dem Gutachten des Förſters habe das 
Hochwild, welches die feſtgeſtellten Schäden verurſachte, zweifelsohne 
in den Eschen Forſten feinen bleibenden Stand und dringt im Winter 
und Frühjahr in die nächſtgelegenen Aecker ein. 

Die darauf erfloſſene Eutſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
non K. vom 12. Juli 1869, 3. 1974, ging dahin: „es feien die 
conſtatirten Wildſchäden, dann die aus Anlaß der Erhebung erlaufenen 
Koſten von der Gutsinhabung S. (als Subject der betreffenden For⸗ 
ſten) zu erſetzen.“ Diefe Entſcheidung wurde auf folgende Weiſe be⸗ 


gründet: Der Beſtand des Schadens ſei durch die Sachverſländigen 


ſichergeſtellt; das eingedrungene Hochwild fei in den L'ſchen Forſten 
Standwild, auf dem Jagdgebiete der Gemeinde M. Streifwild, um 
fo mehr als das Gemeinde⸗Jagdgebiet gar kein Hochwild halte; daher 
werde das durch das Eindringen zwar Eigenthum der Gemeinde ge⸗ 
wordene Hochwild regelmäßig wieder Eigenthum der Gutsinhabung in S. 


In dem gegen dieſe Entſcheſdung von Seite der Gutsinhabung 
in S. ergriffenen Recurſe machle dieſelbe geltend: durch den Ueber⸗ 
tritt werde das Hochwild Eigenthum der Gemeinde, welche auch den 
Nutzen von dem in diefem Folle rechtmäßig erlegten Hochwild habe, 
dieſelbe habe daher den Schaden zu erſetzen. Ueberdies fei der Wilde 
ſchaden nicht ſofort nach der gemachten Wahrnehmung, ſondern kurz 
nor der Ernte erhoben worden, könnte daher nicht mit Stcherheit er⸗ 
hoben werben, und endlich gefetzt auch den Fall eines übermäßigen 
Wildftandes, fo kanne die Gutsinhabung hoͤchſtens zur Verminderung 
desſelben verhalten werden. 

Die Statthalterei hat mit der Eutſcheidung vom 11. Jänner 1870, 
3. 10129, dieſem Recurſe Folge gegeben und die Gemeinde M. zur 
Leiſtung des Erfages im erhobenen Betrage und der Eommiſſlonskoſten 
verurtheilt, „weil dieſe Wildſchäden im Jagdgebiete der Gemeinde M. 
vorgekommen find und nach dem beſtehenden Jagdrechte ein Jagdiuhaber 
für den im Nochbarreviere entſtandenen Wildſchaden nur dann für 
hafthar erklärt werden könnte, wenn ihm daran ein Verſchulden durch 
übermäßige Wildhegung u. ſ. m. zur Laſt fällt, was im vorliegenden 
Falle hinſichtlich der Güterdireetion in S. nicht nachgewleſen erſcheine.“ 

Gegen dieſe Entfcheiduug recurrirte die Gemeindenorftehung M. 
aus folgenden Gründen: Es ſei unbillig fie zum Schadenerſotze zu 
verhalten, da das verhältnißmäßig zwiſchen dem durch das zeitweiſe 
maſſenhaft herüberwechſelnde Hochwild verurſachten Schaden und dem 
durch das mit Rückſicht auf die gegebenen Verhältniſſe (wechſeln zur 
Nachtzeit u. ſ. w.) nahezu ulmögliche Erlegen derſelben erzielten Rutzen 
fo groß ſei, duß die Gemeinde ſeit Jahren nicht im Stande ſei die 
Jagd zu verpachten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 14. Mai 1870, 
3: 4649, eutſchieden: „Die Statthalterei⸗Entſcheidung, inſofern damit 
eine Verpflichtung der Gutsinhabung S. zum Wiloſchadenerſatze nicht 
anerkannt wurde, bleibt aufrecht erhalten; weil der Gutsinhabung ein 
ſtrafbares Verſchulden an dieſen angeblichen Wildſchäden durch über⸗ 
muͤßige Wildhegung oder durch fonftige Uebertretung der jogdpolizei⸗ 
lichen Vorſchriften nicht zur Laſt gelegt werden kann. (Daß ein über⸗ 
mäßiger Wildſtand nicht vorhanden fei, wurde auf Grund einer den 
Wildſchaden in der Winterperiode 1867/68 betreffenden Verhandlung, 
welche in Folge eines Recurſes zur Kenntniß des Minifteriums kam, 
angenommen.) Hingegen ſel auch die Gemeinde M. zu dieſem Erſatze 
nicht verpflichtet, da nicht die Gemeinde, fondern die Geſammtheit aller 
Grundbeſitzer als Jagdinhaber erſcheine, und der Schaden nicht als 
liquid angenommen werden kann, indem die diesfallz gepflogenen Er⸗ 
hehungen ſowohl üfer den Beſtand als über die Höhe detzſelben ge⸗ 
gründete Zweifel zulaſſen. In Betreff des Commiſfionskoſtenerſatzes 
bleibt die Entſcheidung der Statthalterei aufrecht, weil die Gemeinde 


es wor, welche urſprünglich um die Vornahme diefer Commiſfion ein» 


geſchrilten iſt.“ 


Au dieſe Entfcheidung des Miniſteriums wollen wir einige Be⸗ 
merkungen anknüpfen. 

Was den erſten Theil der Entſcheidung anlangt, ſo iſt die Er⸗ 
Örterung darüber, ob der Wildſtand in den L'fchen Forſten ein über⸗ 
mäßiger ſei oder nicht, nicht zur Sache gehörig. Denn die hier maß⸗ 
gebenden Beſtimmungen find der §. 11 des Jagdpatentes vom 
28. Februar 1786, welches mit dem Erlaſſe des Miniſteriums des 
Innern vom 15. December 1852, 3. 5681, republicixt worden iſt, 
(dieſer Paragraph lautet: „Die Keeisünter haben darauf zu fehen, 
daß die Jagdinhaber das Wild zum Nachtheile der Cultur nicht über⸗ 
mäßig hegen; widrigenfalls fie ohne Nachſicht zur verhältnißmäßigen 
Verminderung desſelben anzuhalten“) und ſpeciell der Erlaß des 
Statthalters von Oberöſterreich vom 28. December 1852, Z. 18419, 
(der betreffende Paffus des Abſatzes 8 daſelbſt lautet: Die politiſchen 
Behörden .... find verpflichtet, diejenigen, bet denen fie einen zu 
großen Anwuchs des Wildſtondes wahrnehmen, zur verhältnißmäßigen 
Verminderung desſelben anzuhalten). Aus dieſen Beſtimmungen folgt, 
wie auch die Gutsinhabung in S. in ihrem Mecurfe ganz richtig ans 
geführt hat, daß felbſt die nachgewieſene Thatſache eines übermäßigen 
Wildſtandes an und für ſich für die Guteinhabung noch keine Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenerſatze, ſondern vorerſt für bie politiſche Behörde 
die Verpflichtung begründet, zur Verminderung des Wildſtandes anzu⸗ 
halten. Dann erſt, wenn dieſes Anhaltens ungeachtet eine Verminderung. 
nicht eintritt, trifft die Gutsinhabung ein Verſchulden, und daher nach 
den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen die Verpflichtung zum Scha⸗ 
deuerſatze. Ein ſolches Anhalten hat aber in unſerem Falle gar nicht 
ſtattgefunden, und eine andere jagdpolizelliche Vorſchrift, die hier Ant 
wendung finden konnte, gibt es nicht, 

Wos den zweiten Theil der Entſcheldung betrifft, fo unterliegt 
unſerer Anſicht nach die Erſatpflicht der Gemeinde gar keinem Zmeis 
fel. Die Normen, aus welchen dies klar hervorgeht, find der 8. 11 
des Patentes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154 (welcher fol⸗ 
gendermaßen lautet: „Deu einzelnen Grundbeſitern bleibt das Recht 
auf Entſchädigung für erlittene Wild» und Jagdſchäden und deffen 
Geltendmachung nach den beſtehenden Vorſchriften gegen die nach dle— 
ſem Patente zur Ausübung der Jagd berufenen phyfifchen oder mora⸗ 
liſchen Perſonen gewahrt“) und abermals ſpeciell der erwähnte Erlaß 
des Stalthalters von Oberösterreich (Punkt 12 desſelben enthält näm⸗ 
lich die Beſtimmung: „für erlittene Wild- und Jagdſchäden bleibt dem 
einzelnen Grundbeſitzer das Recht auf Entſchädigung und deſſen Geltend⸗ 
machung nach den beſtehenden Borfchriften gegen die zur Ausübung 
der Jagd berufenen Perſonen gewahrt”). Daß aber in dem gegebenen 
Falle die Gemeinde die zur Ausübung der Jagd berufene moraliſche 
Perſon ſei, folgt ſowohl aus dem Worklaute dieſes Paragraphes, als 
insbeſondere auch aus dem $. 8 des Pakentes, wo ſelbſt in dem 


Falle einer Verpachtung der Jogd dieſe als von der Gemeinde aus- 


geübt bezeichnet wird. Daß aber derjenige zur Entſchädigung ver⸗ 
pflichtet ſei, auf deſſen Jagdgebiete der Schaden verurſacht wird, folgt 
nicht nur aus den Beftimmungen des Patentes in ihrer Geſamutheit, 
ſondern auch inebeſondere wieder aus der Beſtimmung des 8. 11 
desſelben und namentlich ans dem Gebrauche des Artikels „der“ (Jagd) 
in dieſem Paragraphe. Aber auch em weiteren Erforderniſſe des 8. 11 
(beziehungsweſſe des 8. 12), näntlich der Geltendmachung nach den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, war in unſerem Falle Rechnung getragen. Diefe 
Vorſchriften enthält der 8. 15 des Patentes vom Jahre 1786, nach 
welchem der Beſchadigte nichts anderes zu thun hat, um den Erſatz 
zu erlangen, als die Beſchüdigungen zu einer Zeit anzuzeigen, wo fie 
noch ſichtbar find und beurtheilt werden können. Und in der That 
wurden die Beſchädigungen bereits im Monate April angezeigt, und 
ſelbſt wenn wir zugeben wollten, daß die zwölf Grundbefitzer auf 
keine Weiſe an dieſer Anzeige in dem Sinne participirten, daß fie 
doraus für ſich günſtige rechtliche Folgen geltend machen könnten, fo 
woren ja Beſchüdigungen auch loch zur Zeit der Erhebung am 25. 
Juni, wenigftens bezüglich einiger Grundbeſitzer fichtbar und, nach⸗ 
dem die Sachverſtändigen den Schaden in der That ſchätzten, auch nach 
deren maßgebender Meinung beurtheilbar. 

Die Entſcheidung des Miniſterjums greift nun dieſe geſetzliche 
Verpflichtung von zwei Seiten an. Erſtens damit, daß nicht die Ge⸗ 
meinde, ſondern die Geſammtheit aller Grundbeſitzer als Jagdinhaber 
erſcheine. Dies iſt wenigſtens formell nicht richtig. Abgeſehen davon, 
daß, wie wir oben gezeigt, nach 8.11 im Zuſammenhalte zu 8. 8 aus⸗ 
drücklich die „Gemeinde“ als ſchadenerſatzpflichtig erklärt ift, ſlützt ſich 
dieſe Auſchauung nur auf den Umſtand, daß nach dem 8. 8 der jähr⸗ 
liche Reinertrag unter die Geſammtheit der Grundbeſitzer zu verlheilen 
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iſt. Aus dieſer Beſtimmung kaun man aber nur den Schluß ziehen, 
daß im Falle eines von der Gemeinde wirklich geleiteten Erſatzes 
fie ſich bei den einzelnen Grundbeſitzern Regreß erholen kann. Nur 
der materielle Erfolg des Jagdrechts trifft in letzter Reihe die Grund⸗ 
beſitzer. 

Dagegen erſcheint die Gemeinde formell, dritten Perſonen gegen 
über auschließlich als Jagdinhaberin, da fie zur alleinigen rechllichen 
Vertretung der Geſammtheit der Grundbefitzer berufen ift, wie ſie auch 
ausdrücklich nach dem Geſetze die Jagd zu verpachten, das Jagdrecht 
durch ihre Verwaltungsorgane nach dem Gemeindegeſetze, daher wie 
jeden andern Gegenftand zu verwalten hat. (Erlaß des Mini⸗ 
ſteriums des Innern vom 10. September 1849, Nr. 386 R. G. B.) 
Die Geſammtheit der Grundbeſitzer iſt aber nur ein Begriff, welcher 
erſt durch die Vertretung der Gemeinde rechtlich greifbar wird. Un⸗ 
möglich kann es die Abſicht des Geſetzgebers ſein, dort, wo es ſich um 
den Nutzen der Grundbefitzer handelt, ihnen eine einheitliche und wirk⸗ 
ſame Vertretung zu geben, dagegen dort, wo es ſich um Wildſchaden⸗ 
erſatz handelt, den Erfatzſuchenden an den Begriff Geſammtheit der 
Grundbeſitzer zu weiſen, 

Das zweite Argument aber, auf welches die Eutfcheidung des 
Miniſteriums in ihrem zweiten Theile ſich ſtützt, beſteht darin, daß 
dasſelbe die gepflogenen Erhebungen in Zweifel fteilt 

In dieſer Beziehung iſt vor allem auf den allgemein giltigen 
Grundſatz aufmerkjam zu machen, daß eine Berufungsinſtanz niemals 
den materiellen Inhalt eines Sachverſtändigen Befundes in Frage 
ſtellen darf, ſobald demſelben keine formeffen Mängel anhaften. Daß 
aber ein ſolcher Mangel in dem gegebenen Falle nicht vorlag, folgt aus 
dem für die diesfällige Beurtheilung maßgebenden $. 15 des Jagd⸗ 
palentes vom Jahre 1786. Soweit daher der Sachverſtändige elne 
Beſchädigung feſtgeſtellt hat und die ſachverſtändigen Schätzleute den 
dadurch berurfachten Schaden geſchaͤtzt haben, muß derſelbe auch dem 
Beſchädigten zugeſprochen worden. In unſerem Falle hat aber in der 
Thal wenigſtens bezuglich einzelner Grundbeſitzer der als Sachverſtän⸗ 
diger beigezogene Förſter mit unzweifelhafter Gewißheit die Beſchüdigung 
feſtgeſtellt und der Schaden iſt auch voyſchriftmäßig geſchätzt worden. 
Daß die Schätzung nur einen wahrſcheinlichen Schaden ergab, liegt in 
der Natur jeder Schätzung. Aber auch bezüglich des Schadens, den man 
auf Grund des unangreiſbaren Sachverſtändigen Befundes als nicht 
conftatirt auzuſehen geneigt wäre, eulftünde immer noch bie Frage, ob 
nicht von anderer Seite als von Seite der Befchädigten den Beſtim⸗ 
mungen des §. 15 nicht ganz entſprochen worden fei, und daher na⸗ 
mentlich die poliliſche Behörde mit Rückſicht auf die fo ſpät angeord⸗ 
nete Schadenerhebung nicht zu einer Rechtfertigung eventuell Eutſchä⸗ 
digungsleiſtung anzuhalten ware. Doch würde uns dies namentlich 
mit Rücksicht auf den Unſtand, inwiefern die im April geſchehene An⸗ 
zeige ſchon deu Grundbeſitzern zu Gute zu rechnen wäre, zu weit füh⸗ 
ren. Aber auch wenn man auf Grund des Sachverſtäudigen Befun⸗ 
des die Auſprüche der einen Grundbeſitzer für nicht gerechtfertigt an⸗ 
ſieht, fo können doch die anderen Beſchädigten, bezüglich welcher die 
Beſchadigung unzweifelhaft feſtſteht, ihrer Anſprüche auf keine Weife 
verluſtig werden. 

Was nun endlich die Entſcheidung hinsichtlich der Commiſſions⸗ 
koſten betrifft, fo ſcheint ihr das Gefühl zu Grunde zu liegen, daß 
die Gemeinde doch in letzter Linie in dem ganzen Streite die ver⸗ 
pflichtete war. Aber nachdem die Gemeinde als zum Erfage nicht ver⸗ 
pflichtet erklart worden iſt, ſcheint uns diefe Entſcheidung nicht mehr 
gerechtfertigt und auch ihre Motivirung nicht zutreffend. Denn daß 
die Gemeinde urſprünglich es war, welche die Erhebung verlangte, 
kaun doch unmöglich einen Grund bilden fie zum Erſatze zu verhalten, 
nachdem dieſelbe ausdrücklich noch vor abgehaltener Erhebung von dem 
Begehren zurückgetreten iſt. Die Gemeinde, welche eben fürchtete, daß 
die fo fpät angeordnete Erhebung zu keſnem Refultale führen würde, 
trat noch rechtzeitig von ihrem Begehren zurück, und trotzdem nun das 
Miniſterium dieſe Furcht in ihrein vollen Umfange durch feine Ent⸗ 
ſcheidung für gerechtfertigt erachtet, wird eben diefelbe Gemeinde zum 
Erſatze verurſheilt, weil, nachdem fie zurückgekreten, einige Grundbeſttzer 
die von ihr angeregte, jedoch wieder aufgegebene, Idee zur Ausführung 
brachten. 

Der Grund aber, weshalb wir an den angeführten Fall die nach⸗ 
ſteheude Erörterung geknüpft haben, liegt darin, daß wir Eutſcheidun⸗ 
gen ſolcher Art eine gewiſſe principielle Bedeutung nicht abſprechen 
können. Es lebt in demſelben im Gegenſatze zu deu judiciellen und 
ſtreng juriſtiſchen Entſcheidungen, wenn wir uns fo ausdrücken dürfen, 
ein gewiffer politiſcher oder diplomatischer Geiſt. Politiſch in dem 


Sinne, welcher mit dem Worte leider im gewohnlichen Leben verbun⸗ 
den wird. Man konnte leicht glauben, es trete mit ſolchen Entſchel⸗ 
dungen das Beſtreben zu Tage, ſo wenig als möglich irgend Jemand 
Wehe zu thun und irgendwie anzuſloßen; fo viel -wie möglich den ein⸗ 
mal gewordenen Berhältniffen und dem Stande der beati possiden- 
tes Rechnung zu tragen, womöglich durch die erfloſſenen Eutſcheidun⸗ 
gen Niemand zu einer Leiſtung zu verurtheilen. 

Wir haben den Fall hernusgehoben, um wieder einmal die Sonde 
an das anzulegen, was man Rechtſprechung in der Verwaltung nennt. 


Das Streben darnach beherrſcht die Verwaltung ſchon — aber noch 
faſt fehlen die Waffen. Freilich hat auch die Krikik für dieſes Gebiet 
erſt begonnen. Dr R K. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Unterbrechung der Erſitzung des Heimatrechtes nach 8. 12 b 
des Gemelndegeſetzes vom 17. März 1849. 


Michnel St., 1800 zu N. geboren, verehlichte ſich daſelbſt im 
Jahre 1828 und blieb dort als Taglöhuer und Töpfer mit feiner aus 
Gattin und den Söhnen Joſef (geboren 1829) und Severin (geboren 
1839) beſtehenden Famille ununterbrochen bis zum Jahre 1840. 
Im letzteren Jahre zog er mit Familie nach T., blieb daſelbſt bis zum 
Jahre 1844, kehrte dann mit feinen Angehörigen nach R. zurück, ver⸗ 
ließ letzteres wieder im Juhre 1847, zog nach V., dann bald nach L., 
wo er mit feiner Familie vom 8. April 1850 bis zu feinem im 
Jahre 1860 erfolgten Tode blieb. Die Witwe überſtedelte mit ihren 
Söhnen nach C., wo fie im Jahre 1868 ſtarb; die beiden Söhne zo⸗ 
gen dann in verſchledenen Gemeinden ihrem Erwerbe nach, ohne von 
da ein ſelbſtfländiges, neues Heimatrecht zu erwerben. 

Im Jahre 1869 brachte die Gemeinde C. im Namen der Ge⸗ 
meinde L, das Helingtrecht der Söhne goſef und Severin St. zur 
Sprache; da nun die Bezirkshauptmannſchaften C. und R. die Aner⸗ 
kennung der Zuftändigleit gegenſeitig ablehnten und die genannten. 
Sohne in Folge ihres immerwährenden Zusammenlebens mit ihrem 
Valer kein ſelbſiſtändiges Heimatrecht erwarben, und nach dem Tode 
des Vaters kein nene Heimakrecht erlangten, fo ging der nach §. 40 
H. G. zur Entfcheidung in erſter Inſtanz berufeue erſte Statthalterei⸗ 
rath auf die Frage des Heimatrechtes des Vaters zurück, welchem die 
Söhne hierin zu folgen haben. Hinſichtlich des Helmatrechtes des Vaters 
kommen nun zwei Umſtände in Betracht: I. von Seite der Gemeinde 
N. wurde ein vom Vorſtande (dirigente) des Stabtmagiftentes unter⸗ 
fertigter und mit dem Gemeinde ⸗ Siegel beglaubigter Heimatfchein ohne 
Angabe der Glltigkeitsdauer ddo. 16. September 1850 det Inhaltes 
ausgeſtellt, daß Michael St. nebſt Gattin und belden Söhnen in ber 
Benölkerungslifte eingetragen, und daß diefe Familie daher nach R. 
zuſtändig jet; 2 die Gemeinde L. wendete ſich am 14. September 1856 
an den Magiſtrat R. um einen Heimatſchein für Michael St., der 
Maglftrat R. erwiederte in der Zuſchrift vom 22. October 1856, 
Z. 3351, daß er den Heimatſchein nicht ausfielfen könne, weil Michael 
St. über 4 Jahre ohne Unterbrechung in L. fich aufgehalten habe, da⸗ 
her nach 8. 12 Gemeindegeſetz vom Jahre 1849 nach L. zuftändig fel. 
Am 10. December 1857 wendete ſich die Gemeinde L. an das Bes 
zirksant C., daß Michael St. zur Beibringung des Heimatſcheines 
verhalten werde; Michael St. wies beim Bezirksamte obige Zuſchrift 
des Sladlmagiſtrates R. vom 22. October 1856, Z. 3351, vor, und 
das Bezirksamt C. überſendete mit Decret vom 23. December 1857, 
Z. 4792, obige Zuſchrift der ihm untergeordneten Gemeinde L. mit 
der Erklärung, daß man in Michael St. nicht mehr weiter dringen 
könne, weil nicht ſolche Grunde vorgebracht worden feien, welche die 
Unanwendbarkeit des $. 12 des Gemeindegefetzes vom Jahre 1849 
nachweiſen würden. Die Gemeinde von E. wandte fi ihm Jahre 1869 
in Vertretung der Gemeinde L. an die Bezirkshauptmannſchaft C, welche 
aber, ſowie die Bezirkshanptmannſchaft R. die Anerkennung der Zu⸗ 
ſtändigkeit des St. ablehnte. 

Der erſte Statthaltereivath erließ nun die Entſcheidung vom 
28. März 1870, Z. 1622, in welcher auf Grund des §. 12 b) des 
Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 die Söhne Joſef und Severin St. 
als nach L. zuſtändig erklärt wurden. 

Alt Entſcheidungsgründe wurden angegeben: der nach §. 186 
G. G. nom Jahre 1849 auf vier Jahr giltige Heimatſchein der Ger 
meinde R. ddo. 16. September 1850 hat keine Wirkſamkeit, weil er 
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nur vom Vorſtande des Magiſtrates (dirigente) und nicht nach Vor⸗ 
ſchrift der Miniſterial⸗Verorduung vom 23. April 1850 (C. G. B. 
Pr. 82) auch von einem Magiſtratsrathe unterſertiget If; der Stadt⸗ 
magiſtrat R. hat die im Jahre 1856 von der Gemeinde L. und im 
Jahre 1857 vom Bezirksamte C. geſtellte Anforderung, daß für 
Michael St. und Familie der Heimatſchein non ihm ausgeſtellt werde, 
zurückgewieſen; durch dieſe Aufforderungen konnte die Erſitzung des 
Heimatrechtes in L. im Hinblicke auf 8. 25 des Gemeindegeſetzeß vom 
Jahre 1849 und dem Miniſlerial⸗Erlaß vom 24. Februar 1853, 
3. 28431, nicht unterbrochen werden, wenn nicht zugleich die Domte 
cilsverhandlung eingeleitet wurde, die Gemeinde L. ſowahl als das Be⸗ 
zirlsamt C. begnügten ſich aber mit der bloßen Aufforderung; da 
daher der erwähnte Heimatſchein ſowohl als die gedachten Aufforderungen 
wirkungslos und ungiltig waren fo ſtellt ſich der Aufenthalt der Fa⸗ 
milie St. in L. vom Jahre 1850 bis 1860 als ununterbrochen dar; 
die Söhne des Michael St. aber lebten bis zum Tode des Letzteren 
immer im Familienverbande, und erwarben ſich auch fpäter kein eigenes 
Heimaterecht, folgen daher jenem des Vaters. 

Im Miniſterlal-Recurſe wendet die Gemeinde L. ein, daß die 
in der Miniſterlal⸗Verordnung vom 23. April 1850 vorgeſchriebene 
Art der Unterſchrift der Heimatſcheine nur dann gelte, wenn Letztere 
als Reiſeurkunden verwendet werden; Hunderte von Heimatſcheiuen mit 
alleiniger Unterſchrift des Bürgermeiſters ſeien als giltig erklärt wor⸗ 
den, und es konne der Gemeinde L. doch kein Nachteil erwachfen, wenn 
der geſetzeskundigere Stadtmagijtrat R. den Heimatſchein, vielleicht ab⸗ 
ſichfiſch, nicht nach Vorſchrift ausgeſtellt habe. Durch die im Jahre 
1856 und 1857 an die Gemeinde R. ergangenen Auſſorderungen zur 
Austellung von Heimatſchelnen ſel die Unterbrechung der Erſitzung des 
Heimatrechles von Seite Michael St. . allerdings erfolgt; es habe 
fi doher Michael St. nicht 4 Jahre ununterbrochen in L. aufgehal⸗ 
ten, ſei daher in R. zuständig geblieben. 

Der erſte Statthaltereirath motivirt den Antrag auf Rückweiſung 
dec Recurſes der Gemeinde L. wegen Zuerkennung des Heimatrechtes 
der Familie St. ſich dabef hauptſächlich auf zwei Umſtände ſtüͤtzend: 
Einmal auf die Ungiltigkeit des Heimatſcheines vom 16. September 
1850, weil auf demſelben nicht, wie die Minlſterial⸗Verordnung vom 
23. April 1850 Prov. Geſetz 1850, S. 146, vorſchreibt, die Mit⸗ 
fertigung eines Gemeinderothes erſcheint; denn es iſt ein allgemein 
anerkannter Rechtsſotz, welcher wie im Privat- fo gewiß auch im öffente 
lichen Rechte feine Giltigkeit hat, daß die Formvorſchrift überall, wo 
ſie ſich auf Geſchäfte mit rechtsverbindlichen Folgen bezieht, als ein 
weſentlicher Beſtandthell derſelben erſcheint, und ihre Nichtbeobachtung 
die Ungiltigfeit des bezüglichen Actes nach ſich zieht. So unanſechtbar 
auch dieſe Annahme ift, ebenſo ſicher und ſtichhaltig erſcheint auch der fer⸗ 
nere Grund, demzufolge die bisher an den Stadtmagiftrat von R. ohne 
Erfolg gerichteten Aufforderungen zur Ausſlellung eines Heimatfcheines 
und zur Anerkennung der Zuſtändigkeit der Fanllie St., ohne auch recht⸗ 
zeitig die Domizilsverhandlung anhängig zu machen nicht hinreichend 
find, um die begonnene Erſitzung des Helmatrechtes zu unkerbrechen. 
Dieſe Annahme findet ihren beſlätigenden Ausdruck in dem Miniſterial⸗ 
Deerete vom 24. Februar 1853, Z. 28431. Unter Anwendung des 
8. 12 lit. h des Gemeindegeſetzes dom Jahre 1849 haben daher die 
Gebrüder Joſef und Severin St., welche ſelbſtſtändig keine Zuſtan⸗ 
digkeit erworben haben, dem vom Vater in L. erſeſſenen Heimatrechtt 
zu folgen, und ſind als dahin gehörig zu betrachten. 

Das Minifterium des Innern gab aber unterm 12. Juni 1870, 
Z. 8286, dem Recurſe der Gemeinde L. gewahrende Folge, „weil der 
vom Stadtmagiſtrate R. für den Vater Michael St, und feine Familie 
ausgeſtellte Heimatſchein vom 16. September 1850, als ungiltig nicht 
betrachtet werden kann, weil die ſtillſchweigende Erwerbung des Heimat⸗ 
rechtes Seitens der benannten Familie in L. durch Duldung im Sinne 
des §. 12 b) des Gemeindegeſetzes vom Jahre 1849 während der 
Zeit vom 16. September 1854 bis zum Beginne der Wirkſamkeit 
des Gemeindegeſetzes vom 24. April 1859 nicht ſtattfinden konnte, 
nachdem dieſe Gemeinde in den Jahren 1856 und 1857 den Michael 
St. zur Beibringung von Helmatſcheinen aufgefordert hat, und diefe 
Aufforderungen nur deshalb ahne Erfolg geblieben find, und nicht zu 
einer Eutſcheidung über das Heimatrecht des Genaunten geführt haben, 
weill das Bezirksamt C. nicht vorſchriftsmaßig das Amt handelte. Es 
haben daher Michgel St. und deſſen Söhne Joſef und Severin, welche 
ſeither ein ſelbſtſtändiges anderweitiges Heimakrecht nicht erworben 
haben, die urſprüngliche Zuständigkeit in R. beibehalten und deshalb 
Joſef und Severin St. als in dleſer Gemeinde heimatberechtiget er» 
klärt.“ - 
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Zur Beleuchtung des Schuldmomentes (der eulpa) bei Feldfreveln mit 
Rüͤckſtcht auf die 88. 23. 26 und 27 des Feldſchutzgeſetzes. 


Bei der über Klage der Gutsinhabung P. am 31. Juli 1869 
gepflogenen Verhaußlung wurde ein von Johann W. in P. begangener 
Feldfrevel durch übereinſtimmende Ausſage eines beeideten Feldhüters 
und eines herrfchaftlich Bedienſteten conſtatirt, indem die beiden Ge⸗ 
nannten bezeugten, daß ſie am 13. Juni 1869 ein Paar Pferde des 
Inſaſſen Johaun W. auf der herrſchaftlichen Wieſe weidend betreten 
haben, die beabſichtigte Pfändung jedoch nicht bewirken konnten, weil der 
bet den Pferden geweſene junge Bruder des Inſaſſen mit denselben 
entkommen iſt. Der durch den Weideunfug zugefügte Schaden wurde 
vom beeldeten Feldhüter mit 2 fl. bewerthet. Johann W. ſtellte nur 
eine böfe Abſicht bei Verübung des Weideunfuges in Abrede, gab aber 
ausdrücklich zu, daß der Frevel begangen worden fein könne, weil fein 
von ihm als Hirte verwendeter Bruder noch „jung“ und leichtſiunigen, 
Charakters fei. 

Auf Grund des durch Zeugnlß des beeideten Feldſchutzperfonales 
und durch theilweiſes Geſtändniß erzielten Thatbeftandes und Schuld⸗ 
beweifes wurde Johann W. wegen Feldfrevels vom Bezirkshauptmann 
in erſter Inſtanz abgeurtheilt. 

Ueber rechtzeitig angemeldeten aber nicht ausgeführten Recurs 
des W. fand die Statthalterei in zweiter Inſtanz das bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Erkenntniß aufzuheben „weil nachdem nicht erwiefen 
vorliegt, daß der Frevel mit Wiffen und Willen des Verurtheilten 
verübt wurde, derſelhe als Eigenthümer der in unbefugter Weide be⸗ 
tretenen Pferde nicht geſtraft, fohderu nur zum Schadeuerſatze verhal⸗ 
ten werden könnte, die Strafe dagegen nur gegen deſſen Bruder als 
Hirte und unmittelbaren Frevler verhängt werden durfte, was ledoch 
unterblieben iſt.“ 

Gegen dleſe Entſcheidung wurde von der klagenden Guts inhabung 
Minſſterial⸗Recurs ergriffen, in welchem geltend gemacht wird: 1) Daß, 
nachdem das Feldſchutzgefetz (vom 30. Jänner 1860 R. G. B. Nr. 28) 
im $. 23 nur die nicht unter das Strafgeſetz fallenden Beſchädigun⸗ 
gen des Feldgutes ahndet, es daher mur auf die aus Unachtſamkeit 
begangenen Feldbeſchädigungen Anwendung finde, indem, ſobald eine 
böfe Abſicht obwalket, der Fall ſchon das Verbrechen oder die Ueber⸗ 
tretung der boshaften Beſchädigung fremden Eigenthumes nach 8. 85 
und 468 St. G. begründe; 2) daß die in erſter Inſtanz erfolgte Ver⸗ 
urtheilung zur Straſe und zum Schadenerſatze gefetzlich begründet war, 
weil ein Verſchulden den Johaun W. jedenfalls trifft, indem es ſeine 
Pflicht geweſen iſt, die Hütung der Pferde einer beſſeren Aufſicht als 
der feines unmündigen Bruders anzupertrauen, deſfen Beſtrafung 
wegen unzureichenden Alters nicht erfolgen konnte, und weil das 
Feldſchutzgeſeh für den durch Thiere verurſachten Feldſchaden den 
Eigenthamer derſelben unter allen Umſtänden haftend macht, daher der 
verurtheilte W. auch zum dießfälligen Erſatze verhalten werden konnte; 
— endlich 3) daß dagegen die angefochtene Statlhalterel⸗Entſcheidung 
ſich geſetzlſch nicht rechtfertigen läßt, indem, ſobald an dem darſn gex 
ftellten Erforderniſſe des Beweſſes einer böfen Abſicht feftgehaften 
würde, das Feldſchützgeſetz tn den ſeltenſten Fällen thatſächlicher Fre⸗ 
vel angewendet werden könnte, weil der Nachweis, daß ein aufſichts⸗ 
los oder ohne genügende Aufſicht gelaſſeues Vieh mit Wiſſen und 
Willen des Eigenthämers den Feldſchaden zugefügt habe, zumeiſt un⸗ 
möglich wäre, und dem Frepler hierin ſtets eine ſtichhältige Rechtfer⸗ 
tigung an die Hand gegeben würde. 

Das Miniſterium des Innern beſtätigte unterm 5. Mai 1970, 
3. 3770, die Statthalterei-Entſcheidung aus den Motiven derſelben, 
und verwies die Gutsherrſchaft P. mit ihrem Erſatzanſpruche an 
Johann W. auf den Civilrechtsweg. —h. 


Perſonalien 
nach ben amklichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Maeſtat haben dem Oberſtkandmarſchall Stellvertreter im Könfg⸗ 
reiche Möhmen Grafen Sigmund Thun die Mürde eines geheimen Rakhes 


tazfrei merlißen, 

Se. jeſtat haben dem Sectionschef im Miniſterium des Innern Dr. 
Auguſt Ritter v. Mehli als Ritter des Ordens der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe den Freiherrnſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Minjſterlälſecretär des Ackerbauminiſterlums 
Karl Stransky b. Hellkron zum Sectionsrathe extra statum des Mini⸗ 
ſterrathspräſſdiums ernannt. 

Se. Mojeftät haben dem u. ö. Statthalterewatge Eduard Ritter v. Fuchs 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens karfrei verliehen. 


Se. Maieſtal haben dem penf. StatiKalterei:Offieial-Karl Anton Wolf 
in Teloſt das goldene Verdienfifteuz wit der Krone verliehen, 

„Se. Maleſlat haben dem k. k. Poſizeibezirkswundarzte Georg Ma den: 
reiter bei jeiner Berſezung in den bleibenden Nuheſtand das goldene Ber- 
dlenſtkrrus verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Archivar des n. b. Lottoamtes Johann Nu⸗ 
parte de Sola das goldene Verdienflkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majelät haben dem Archttekten Alois Bul zr zum Bauinfpector 

bei ber Direction der Güter des gr. or. Bukominaer Religionsſonds ernannt. 

Der Minister des Inger hat zu Commiffären der k. k. Polizeidirecſlon 

in Wien ernannt die mit Ditel und ang von Polizeicommiſſeren bekleideten 

Joſef Kehlborfer und Joſef Maurer, dann die Poltzeiockuare; Ignaz 

Doppler, Goltſtied Weninger, Dr. Joſef Saller, Jacob Wohl, Dr. 

Fel Riß, Jehann Karaſeß, Josef Reif, Joſef Böhm, Mifelm 

rſtſch, Fran Sandany, Dr. Legpold Meipmer und Albert Stehling. 

Der Minister des Junern hat zum HMsänterbitector bei der Wiener 
Boligeldirection den Regiltrator Joſef Tiles und zu Dlrectionsadjuncten den 
Erpeditor Balentin Wieſenberger und den Protocolllſten Johann Heis v. 
Leimburg ernannt, 

Der . k. oberste Rechnungshof für die im Reichsralhe vertretenen 
Königreiche und Länder hat die bel demſelben erledigten Rechnungsralhs⸗ 
itellen ben Rechnangsoffieialen erſter Claſſe des Fachrechnungsdeparkements im 
b. k. Finanzunniſterkum für Zoll c. Heſurich Friedenheinm und Caletan 
Lindner, ferner dem Rechnungsoſſizialen erster Claſſe ver Nuckſtandsſerllon 
imwalbauptbudhaltung Nalmund Schneewelg, endlich dem Rech⸗ 
ungsofſicialen erſter Glaffe des Fachrechnungsdeparlements des k. k. Finanz 
minfſterlums für die Slaatsſchuld Emanuel Sunkawsky verliehen. 
Der Leiter des Hanbeſsminiſtertums bar den mit dem Titel und Charatter 
eines Jechnungsrathes bekleideten Norftand des Rechnungsdepartements der 
. L. Pafldirecklon in Frieſt Anton $urlanı, dann bie Rechnungsoſftziale 
erster Elaſſe Franz Weſß, Ludwig Heyd, Ignaz Maſch le, Mathias 
Schindler und Johann Eber v. Meuller zu Necnunpsrälßen im Status 
der Rechnungs: und Fachrechnungs⸗Departements bes Hanbeleminiſteriums 
ernannt. 


Erledigungen 
aus dem Nullablatte der „Wiener Reitung'. 


For Poſtamtsacceſſiſtenſtellen zweiter Claſſe in Grazer Poſtdirections⸗ 
bezirke 500 fl. Gehalt und Cautlon per 400 fl. (Amtsblakt Nr. 160.) 

Poſtamtsgaceeſſiſtenſtellen zweiter CElaſſe im Brünner Poſtdirectionsbe 
500 fl. Gehalt, Cauſton 400 fl. (Umtshlatt Nr. 160.) 

Mehrere unengeltliche Paſtamtspracſicantenſiellen im Grazer Poſtdlrectlons⸗ 
bezirke bis Ende Juli l. 0. (Amtsblatt Nr. 160.) 

Finanzcommiſſärsſtelle für Steiermark neunte Diätencloſſe, 900 fl. Gehalt 
(eventuell 800 fl. ober 700 fl.) bis 6. Auguſt I. J. (Amtsblatt Nr. 160) 

Wartgeld von 300 fl. jährlich an ben Landes-⸗Thlergezt für Salzburg mit 
dem Gibe u Zell am See (m Pinzgau) aus dem Landesſonde; Zulage von 
200 fl. jährlich 500 fünſſähriger Praxis u. ſ. w. bis 20, Aüͤguſt 1. J. 
(Amtsblatt Nr. 160. 

Conceptspraeſleantenſtellen mit Abjutum zährlich 400 fl. 6. W. beim 
Magiſtrate der Reichs haupt und Roſidenzſtadt Wien. (Amtsblatt Nr. 15g.) 

Practicantenſtellen beim Rechnungsbepartement der k. k. Finanzlondes⸗ 
birection in Wien bis 12. August f. J. (Amtsblall 162.) 

Oberamtsofffeialsſtelle bei dem k. k. Brünner Hauptzollamte zehute Diäten: 
claſſe Gehalt jährlich 900 fl. eventuell eine Amtsofficialsſtelle oder Aſſiſtenken⸗ 
ſtelle bis 12. Auguſt 1. J. (Amlablalt Rr. 161.) 

Poſtofficialsſtelle drftler Claſſe im Innsbrucker Poſldfrectjonsbezirke 700 fl 
Gehalt, Caution 600 fl., dann Poſloſſieſalsſtelle im galiziſchen Poſtpireetlons⸗ 
bezieke 500 fl. Gehalt, 400 fl. Caution, und zwei Moſtamtsgcceſſiſtenſſellen 
zweiter Claſſe im galizischen Poſtamtsbezirte Jahresgehalt 500 fl. Caution 400 fl. 
bis 12. Ruguſt l. J. (Amteblalt Rr. 168.) 1 

Bezirkscommliſſärsſtelle in Kärnten, eventuell eine proviſeriſche mit 800 fl. 
Gehalt, eventuell eine definitive oder proviſoriſche Contepts abſunctenſtelle mit 
600 fl., 500 fl. oder 400 fl. Gehalt bis 3. August I. (Amtsblatt Nr. 168.) 

Drel Bezirksarzlesſtellen in Galizien zährlich 400 fl. Gehalt zehnte Diäten⸗ 
claſſe mit den Standorten Brody baraz und Hufſatyn bis 10. Auguſt l. J. 
(Amtsblatt Nr. 163.) 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus- 
landes und beſorgt Nicht-Vorräthiges umgehend. 

Ich richte mein Hauptangenmerk auf die Beforgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Anfträgen zu beehren. 


Hochachtungsvoll 
Aoritz Verles, 
Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Morig Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaffe 17. 


